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1.  Auslandsreisekrankenversicherung  

Die Sommerreisezeit beginnt und viele planen ihren Urlaub im Aus-
land zu verbringen.  Nicht immer verläuft dieser reibungslos. Im 
Extremfall kann es passieren, dass man während des Aufenthalts 
erkrankt oder gar verunfallt. Bei einer unzureichenden Zusatzver-
sicherung bleiben die meisten Reisenden auf den u. U. sehr hohen 
Behandlungskosten sitzen, da die gesetzlichen Krankenkassen ma-
ximal die Kosten erstatten, die bei einer inländischen Behandlung 
angefallen wären. Fällt im Reiseland ein niedrigerer Erstattungssatz 
an, wird dieser erstattet. 

Zum Schutz vor dem fi nanziellen Risiko empfi ehlt sich daher i. d. R. 
der Abschluss einer Auslandsreisekrankenversicherung. Hierfür gibt 
es verschiedene Tarife. Zum einen für die klassische Urlaubsreise und 
zum anderen für einen längeren Aufenthalt im Ausland. Ferner bie-
ten die meisten Versicherungen Familien- und auch Seniorentarife 
an. Einen Blick in die Tarifbedingungen und auf den Leistungsum-
fang sollten insbesondere ältere Menschen (ggf. Höchstaltersgren-
ze), chronisch Kranke, Schwangere, Sportler und aus berufl ichen 
Gründen Reisende werfen.

Für jemanden, der nur gelegentlich ins Ausland reist (z. B. Familien-
urlaub im Sommer) genügt i. d. R. der Abschluss einer Versicherung 

speziell für diese Reisezeit. Bei regelmäßigen Auslandsaufenthalten 
kann es günstiger sein, eine zeitlich unbefristete Auslandsreisekran-
kenversicherung abzuschließen. 

Eine gute Versicherung zeichnet sich i. d. R. dadurch aus, dass auch 
ein „medizinisch sinnvoller“ und nicht nur ein „medizinisch not-
wendiger“ Rücktransport im Leistungsumfang enthalten ist. Neben 
diesem Anhaltspunkt sollten evtl. Kostenbegrenzungen für einzelne 
Behandlungen und ein Ausschluss bestimmter Erkrankungen in den 
Bedingungen beachtet werden.

Auch privat Krankenversicherte sind im Ausland nicht automatisch 
perfekt geschützt und sollten ihre Verträge daraufhin überprüfen, ob 
der Schutz für die Reisezeit und das Reiseziel ausreichen.

2.  Flugverspätung wegen außergewöhnlicher 
Umstände

Nach der EU-Fluggastrechteverordnung haben Passagiere bei einer 
Flugverspätung, die mehr als drei Stunden am Endziel beträgt, einen 
Anspruch auf eine Ausgleichsleistung.

In einem vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) entschiedenen Fall 
wurde ein gebuchter Flug mit einer Ankunftsverspätung von 3 Stun-
den und 28 Minuten durchgeführt. Die Fluggesellschaft lehnte eine 
vom Passagier verlangte Ausgleichszahlung mit der Begründung ab, 
dass die Flugverspätung auf die Beschädigung eines Flugzeugreifens 
durch eine Schraube auf der Start- oder Landebahn zurückzuführen 
war, also nach ihrer Auffassung ein Umstand, der als außergewöhn-
lich im Sinne der Fluggastrechteverordnung zu qualifi zieren ist und 
die Fluggesellschaft von ihrer in dieser Verordnung vorgesehenen 
Ausgleichspfl icht befreit.

Der EuGH entschied dazu, dass ein Luftfahrtunternehmen für eine 
Verspätung von drei Stunden oder mehr im Fall einer Beschädigung 
eines Flugzeugreifens durch eine Schraube eine Ausgleichszahlung 
nur leisten muss, wenn es nicht alle ihm zur Verfügung stehenden 
Mittel eingesetzt hat, um die Flugverspätung zu begrenzen.

Außergewöhnliche Umstände sind Vorkommnisse, die in ihrer Natur 
oder Ursache nach nicht Teil der normalen Ausübung der Tätigkeit 
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des betreffenden Luftfahrtunternehmens sind und von ihm nicht 
tatsächlich beherrscht werden können. Der oben genannte Umstand 
war nach Auffassung der EuGH-Richter nicht beherrschbar und so-
mit als außergewöhnlich anzusehen, was eine Ausgleichszahlung 
ausschließt.

3.  Gebrauchtwagenkauf – Mängel haftung 
des Verkäufers

Wenn man von einem Privatmann einen Gebrauchtwagen kauft, 
kann die sogenannte „Gewährleistungshaftung“ für Mängel vertrag-
lich ausgeschlossen werden. Kauft man einen Gebrauchtwagen von 
einem Händler, geht das dagegen nicht. Manchmal ist aber auch 
nicht ganz klar, wer der Vertragspartner ist. Ein solcher Fall wurde 
vor kurzem vor dem Oberlandesgerichts Oldenburg (OLG) verhandelt.

In einem Internetinserat wurde ein VW Multivan angeboten. Im Kopf 
der Anzeige war der Name des Autohauses genannt. Im Kleinge-
druckten fand sich der Hinweis, das Fahrzeug wird „im Kundenauf-
trag angeboten“. Der Interessent – der nicht perfekt Deutsch sprach 
– wurde sich bei der ersten Besichtigung des Fahrzeugs mit dem 
Händler einig. Es wurden noch kleine Reparaturen durchgeführt. 
Eine Woche später kam es zur Vertragsunterzeichnung beim Händler. 
Als Verkäufer war eine Privatperson aufgeführt, mit deren Nachna-
men der Autohändler auch unterschrieb. Außerdem wurde ein Ge-
währleistungsausschluss vereinbart. Kurze Zeit später zeigte sich ein 
Motorschaden, den der Autokäufer reparieren ließ. Der Mangel trat 
aber erneut auf. Jetzt verlangte er vom Händler die Reparaturkosten 
sowie eine neue Reparatur. Der Händler lehnte ab und verwies da-
rauf, dass nicht er, sondern eine Privatperson Vertragspartei ist.

Die Richter des OLG kamen zu dem Urteil, dass sich der Händler da-
rauf nicht berufen durfte und damit auch nicht auf den Gewährlei-
stungsausschluss. Er hatte nicht deutlich gemacht, nicht in eigenem 
Namen handeln zu wollen. 

Durch die Nutzung seines Firmennamens an prominenter Stelle auf 
dem Internetinserat, sein Auftreten als derjenige, der für den be-
stehenden Mangel vor Kaufvertragsunterzeichnung einstehen wollte 
und die Unterzeichnung mit dem Namen, der auch im Kaufvertrag 
als Verkäufer aufgeführt war, hat er den Eindruck erweckt, auch der 
Verkäufer zu sein. Hieran musste er sich festhalten lassen. Der Hin-
weis auf den Kundenauftrag im Kleingedruckten reicht nicht.

4.  Verfall von Urlaubsansprüchen – 
Obliegenheiten des Arbeitgebers

 
Der Anspruch eines Arbeitnehmers auf bezahlten Jahresurlaub er-
lischt in der Regel nur dann am Ende des Kalenderjahres, wenn der 
Arbeitgeber ihn zuvor über seinen konkreten Urlaubsanspruch und 
die Verfallfristen belehrt und der Arbeitnehmer den Urlaub dennoch 
aus freien Stücken nicht genommen hat.

Der Arbeitgeber ist gehalten, „konkret und in völliger Transparenz 
dafür zu sorgen, dass der Arbeitnehmer tatsächlich in der Lage ist, 
seinen bezahlten Jahresurlaub zu nehmen, indem er ihn – erfor-
derlichenfalls förmlich – auffordert, dies zu tun“. Der Arbeitgeber 
hat klar und rechtzeitig mitzuteilen, dass der Urlaub am Ende des 
Bezugszeitraums oder eines Übertragungszeitraums verfallen wird, 
wenn der Arbeitnehmer ihn nicht nimmt. Daher kann der Verfall von 
Urlaub in der Regel nur eintreten, wenn der Arbeitgeber den Arbeit-
nehmer zuvor konkret aufgefordert hat, den Urlaub zu nehmen, und 
ihn klar und rechtzeitig darauf hingewiesen hat, dass der Urlaub 
anderenfalls mit Ablauf des Urlaubsjahres oder Übertragungszeit-
raums erlischt.

5.  Kein Widerruf von Auf hebungsverträgen

Ein Arbeitnehmer kann einen Vertrag, durch den das Arbeitsverhält-
nis beendet wird (Aufhebungsvertrag), auch dann nicht widerrufen, 
wenn er in seiner Privatwohnung abgeschlossen wurde. Ein Aufhe-
bungsvertrag kann jedoch unwirksam sein, falls er unter Missach-
tung des Gebots fairen Verhandelns zustande gekommen ist.

Folgender Sachverhalt lag dem Bundesarbeitsgericht zur Entschei-
dung vor: Eine Arbeitnehmerin war bei einer Arbeitgeberin als Rei-
nigungskraft beschäftigt. Sie schloss in ihrer Wohnung mit dem Le-
bensgefährten der Arbeitgeberin einen Aufhebungsvertrag, der die 
sofortige Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Zahlung einer 
Abfi ndung vorsieht. Anlass und Ablauf der Vertragsverhandlungen 
sind umstritten. Nach Darstellung der Reinigungskraft war sie am 
Tag des Vertragsschlusses erkrankt. Sie hat den Aufhebungsvertrag 
wegen Irrtums, arglistiger Täuschung und widerrechtlicher Drohung 
angefochten und hilfsweise widerrufen.

Der Gesetzgeber hat zwar Verbrauchern bei Verträgen, die außer-
halb von Geschäftsräumen geschlossen worden sind, ein Wider-
rufsrecht eingeräumt. Arbeitsrechtliche Aufhebungsverträge un-
terfallen jedoch nicht diesem Widerrufsrecht. Dagegen ist aber das 
Gebot fairen Verhandelns vor Abschluss des Aufhebungsvertrags 
zu beachten. Dieses wird verletzt, wenn eine Seite eine psychische 
Drucksituation schafft, die eine freie und überlegte Entscheidung 
des Vertragspartners über den Abschluss eines Aufhebungsvertrags 
erheblich erschwert.

6.  Gesetzlicher Urlaubsanspruch bei unbezahl-
tem Sonderurlaub

Nach dem Bundesurlaubsgesetz beläuft sich der Anspruch auf be-
zahlten Jahresurlaub bei einer gleichmäßigen Verteilung der Arbeit 
auf 6 Tage in der Woche auf 24 Werktage. Dies entspricht einem 
gesetzlichen Jahresurlaubsanspruch von 20 Tagen bei einer Fünfta-
gewoche. Ist die Arbeitszeit eines Arbeitnehmers auf weniger oder 
mehr als 6 Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt, muss die An-
zahl der Urlaubstage unter Berücksichtigung des für das Urlaubsjahr 
maßgeblichen Arbeitsrhythmus berechnet werden, um für alle Ar-
beitnehmer eine gleichwertige Urlaubsdauer zu gewährleisten.

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat diese Umrechnung in Fällen des 
Sonderurlaubs bisher nicht vorgenommen. Mit Urteil vom 19.3.2019 
entschieden die BAG-Richter, dass für die Berechnung des gesetz-
lichen Mindesturlaubs Zeiten eines unbezahlten Sonderurlaubs un-
berücksichtigt bleiben.

Durch die Vereinbarung von Sonderurlaub haben Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber ihre Hauptleistungspfl ichten vorübergehend ausgesetzt. 
Dies führt dazu, dass einem Arbeitnehmer für ein Kalenderjahr, in 
dem er sich durchgehend im unbezahlten Sonderurlaub befi ndet, 
mangels einer Arbeitspfl icht kein Anspruch auf Erholungsurlaub zu-
steht.

7.  Sachgrundlose Befristung – 
Rechtsmissbrauch

Schließt ein mit einem anderen Arbeitgeber rechtlich und tatsäch-
lich verbundener Arbeitgeber mit einem zuvor bei dem anderen 
Arbeitgeber befristet beschäftigten Arbeitnehmer einen sachgrund-
los befristeten Arbeitsvertrag ab, kann es sich um eine rechtsmiss-
bräuchliche Umgehung der gesetzlichen Bestimmungen zur sach-
grundlosen Befristung handeln. Dies hat das Landesarbeitsgericht 
Berlin-Brandenburg (LAG) entschieden.



Dieser Entscheidung des LAG vom 31.1.2019 lag folgender Sach-
verhalt zugrunde: Ein Unternehmen betrieb gemeinsam mit einem 
Forschungsverbund ein Labor. Eine Arbeitnehmerin war zunächst 
bei dem Forschungsverbund befristet angestellt. Sie beendete dieses 
Arbeitsverhältnis und schloss mit dem Unternehmen einen sach-
grundlos befristeten Arbeitsvertrag mit ansonsten unveränderten 
Arbeitsbedingungen ab.

Die LAG-Richter sahen diese Vertragsgestaltung als rechtsmiss-
bräuchlich an. Für den Arbeitgeberwechsel gab es keinen sachlichen 
Grund. Er diente ausschließlich dazu, eine sachgrundlose Befristung 
zu ermöglichen, die sonst nicht möglich gewesen wäre.

8.  Arbeitsvertragsschluss durch 
tatsächliches Handeln

Das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein (LAG) musste in einem 
Fall aus der Praxis entscheiden, ob ein Arbeitsvertrag durch tatsäch-
liches Handeln zustande gekommen ist, in dem ein Arbeitnehmer 
zunächst bei einem Konzernunternehmen arbeitete, bei dem  die 
Schließung des Standorts absehbar war. Das Unternehmen suchte 
für den Arbeitnehmer eine wohnortnahe Beschäftigung in einem 
anderen Konzernunternehmen. Der zukünftige Vorgesetzte erklärte 
ihm gegenüber, dass er am 1.6.2016 bei dem neuen Konzern anfängt. 
Zum Abschluss eines schriftlichen Arbeitsvertrags kam es nicht. 

Die Arbeit wurde am1.6.2016 aufgenommen und vergütet. Im Sep-
tember 2016 wurde mehreren Arbeitnehmern mitgeteilt, dass ein 
Fehler vorliegt. Der alte Arbeitgeber habe den Arbeitnehmer und 
weitere Mitarbeiter an den Konzern im Wege der Arbeitnehmer-
überlassung verliehen; ein Arbeitsverhältnis zum neuen Konzern 
bestehe nicht.

Grundsätzlich gilt: Ein Arbeitsvertrag kann zustande kommen, indem 
der Arbeitnehmer seine Arbeit tatsächlich aufnimmt und der Arbeit-
geber die Arbeit annimmt. Arbeitnehmer und Arbeitgeber erklären 
dadurch konkludent Angebot und Annahme des Arbeitsvertrags. Ein 
tarifl iches Schriftformgebot für den Abschluss eines Arbeitsvertrags 
führt in der Regel nicht zur Unwirksamkeit des durch tatsächliches 
Handeln zustande gekommenen Arbeitsvertrags. Das sahen auch die 
Richter des LAG so. Mit dem neuen Arbeitgeber sei ein Vertragsab-
schluss durch tatsächliches Handeln geschlossen worden.

9.  Konkludente Abnahme von 
Architektenleistungen

Eine konkludente Abnahme kann vorliegen, wenn der Unternehmer 
aus dem Verhalten des Bestellers nach Treu und Glauben und mit 
Rücksicht auf die Verkehrssitte schließen konnte und durfte, der Be-
steller billige seine Leis tung als frei von wesentlichen Mängeln. Das 
kann z. B. der Fall sein bei widerspruchsloser Hinnahme der Fertig-
stellungsbescheinigung oder bei einer vorbehaltlosen Zahlung des 
Werklohns. 

Die konkludente Abnahme einer Architektenleistung kann auch da-
rin liegen, dass der Besteller nach Fertigstellung der Leistung und 
nach Ablauf einer angemessenen Prüffrist nach Bezug des fertigge-
stellten Bauwerks keine Mängel der Architektenleistung rügt.

Dieser Entscheidung des Oberlandesgerichts Schleswig-Holstein 
vom 2.1.2018 lag der nachfolgende Sachverhalt zugrunde: Eine 
Auftraggeberin bezog nach Beendigung der letzten Arbeiten das 
neuerbaute Einfamilienhaus im August 2010. Bereits im September 
2008 wurde die Schlussrechnung von ihr beglichen. Etwa ein Jahr 
nach dem Einzug rügte sie beim Architekten einen Mangel an dem 

Haus, sodass es in der Folgezeit mit dem Architekten Verhandlungen 
zur Nachbesserung gab. Diese waren erfolglos. Daher verlangte die 
Auftraggeberin vom Architekten im Dezember 2016 Schadensersatz.

Die Verjährung begann mit der konkludenten Abnahme der Leistun-
gen der Auftraggeberin spätestens im August 2010. Die fünfjährige 
Verjährungsfrist beginnt laut Bürgerlichem Gesetzbuch (BGB) mit 
der Abnahme. Abnahme im Sinne des BGB bedeutet die körperliche 
Entgegennahme des Werks durch den Besteller verbunden mit dessen 
Billigung des Werks als im Wesentlichen vertragsgerecht erbrachte 
Leistung. Als rechtsgeschäftliche oder geschäftsähnliche Erklärung 
kann die Billigung der Werkleistung auch konkludent erfolgen.

Ob eine konkludente Abnahme vorliegt, beurteilt sich grundsätzlich 
nach den Umständen des Einzelfalls. Die Voraussetzungen lagen hier 
vor. In der vorbehaltlosen Zahlung der Schlussrechnung in Verbin-
dung mit der widerspruchslosen Hinnahme der Fertigstellungsan-
zeige ist eine konkludente Billigung der Auftraggeberin zu sehen. 

10.  Vereinbarung einer Verwaltungspauschale 
im Mietvertrag ist unwirksam

   
Die Parteien eines Wohnraummietvertrages können vereinbaren, 
dass der Mieter bestimmte, in der Betriebskostenverordnung be-
zeichnete Betriebskosten trägt, entweder als Pauschale oder im 
Wege (angemessener) Vorauszahlungen mit Abrechnungspfl icht. 
Einer solchen Vereinbarung bedarf es, weil der Vermieter nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) die auf der Mietsache ruhenden La-
sten zu tragen hat. Die Miete ist von ihrer gesetzgeberischen Aus-
gestaltung her eine Inklusivmiete, sodass die aus der Gebrauchsge-
währung herrührenden Kosten grundsätzlich mit der vereinbarten 
Miete abgegolten werden. Zum Schutz des Mieters sieht das BGB 
allerdings vor, dass Vereinbarungen, die zum Nachteil des Mieters 
von den Bestimmungen abweichen, unwirksam sind.

In einem Fall aus der Praxis hatte der Bundesgerichtshof (BGH) zu 
beurteilen, ob in einem Mietvertrag auch die Zahlung einer Ver-
waltungspauschale vereinbart werden kann. In dem am 19.12.2018 
entschiedenen Fall war im Mietvertrag neben der Kaltmiete, dem 
Betriebskostenvorschuss, dem Heizkostenvorschuss auch eine 
Verwaltungskos tenpauschale aufgeführt.

Der BGH kam zu folgendem Urteil: „Eine in einem formularmäßigen 
Wohnraummietvertrag gesondert ausgewiesene Verwaltungsko-
stenpauschale stellt eine zum Nachteil des Mieters von den Rege-
lungen im BGB abweichende und damit unwirksame Vereinbarung 
dar, sofern aus dem Mietvertrag nicht eindeutig hervorgeht, dass es 
sich bei dieser Pauschale um einen Teil der Grundmiete (Nettomiete) 
handelt.“ Die vereinbarte Klausel ist somit unwirksam.

11.  Keine steuerrechtliche Beratungspfl icht 
des Immobilienmaklers

Einen Makler trifft beim Fehlen einer entsprechenden Vereinbarung 
grundsätzlich keine vertragliche Nebenpfl icht, steuerrechtliche Fra-
gen zu prüfen, die sich im Zusammenhang mit dem Vertrag stel-
len, den er vermittelt oder für dessen Abschluss er eine Gelegenheit 
nachweist und seinen Auftraggeber über die in diesem Zusammen-
hang relevanten Umstände aufzuklären.

Abweichendes gilt im Einzelfall ausnahmsweise dann, wenn der 
Makler sich hinsichtlich bestimmter Steuerfragen als Fachmann 
ausgibt, wenn er sich beispielsweise in seiner Werbung einer lang-
jährigen Tätigkeit und Erfahrung rühmt, wenn der Auftraggeber 
hinsichtlich vertragsrelevanter Umstände erkennbar rechtlicher Be-



lehrung bedarf oder wenn der Makler den Auftraggeber zu einem 
riskanten Vorgehen veranlasst oder ihn sonst zu einem unvorteil-
haften und überstürzten Vertragsschluss verleitet.

Ein Makler, der einen Grundstückskauf vermittelt, ist nur dann ge-
halten, auf mögliche steuerrechtliche Folgen des vermittelten Ge-
schäfts hinzuweisen, wenn er aufgrund besonderer Umstände Anlass 
zu der Vermutung haben muss, seinem Kunden drohe ein Schaden, 
weil er sich der Gefahr des Entstehens einer besonderen Steuer-
pfl icht (z. B. Verkauf der Immobilie innerhalb der 10-jährigen Speku-
lationsfrist) nicht bewusst ist.

12.  Mietverhältnis – keine Duldung umfang-
reicher Umbaumaßnahmen

Mietet eine Rechtsanwaltskanzlei Räumlichkeiten an, kann sie ver-
langen, dass der Vermieter keine lärm-, erschütterungs- und staub-
intensiven Umbau- und Modernisierungsarbeiten im gesamten Haus 
zur Ermöglichung einer anderen Nutzung durchführt. 

Die Kanzlei ist auch nicht zur Duldung der Arbeiten außerhalb der 
üblichen Bürozeiten oder am Wochenende verpfl ichtet, da Rechts-
anwälte gerichtsbekannt regelmäßig auch außerhalb der gängigen 
Geschäftszeiten arbeiten.

In einem vom Oberlandesgericht Frankfurt am 25.3.2019 ent-
schiedenen Fall musste der Vermieter einer Rechtsanwaltskanzlei 
den vertragsgemäßen Gebrauch der Räume bis zum Vertragsende 
(31.12.2023) gewähren. Der Nutzungszweck der Räume liegt in 
dem Betrieb eines Rechtsanwalts- und Notariatsbüros. Die hier-
mit zusammenhängenden geistig-gedanklichen Tätigkeiten müssen 
grundsätzlich ungestört durchgeführt werden können. Der Abbruch 
sämtlicher Zwischenwände sowie Bodenbeläge mittels Schlagbohr-
maschinen und Vorschlaghammer verursacht zwangsläufi g erheb-
liche Lärm- und Staubbelästigungen sowie massive Erschütterungen.

Derart umfängliche Arbeiten stellen auch keine Renovierungs- und 
Umbauarbeiten dar, mit denen ein Mieter – etwa im Zusammenhang 
mit einem Mieterwechsel – rechnen muss und die deshalb hinzu-
nehmen sind. Die Arbeiten dienen auch nicht der „Modernisierung“ 
oder „Verbesserung“, da es an einer dafür erforderlichen nachhal-
tigen objektiven Erhöhung des Gebrauchswerts fehlt. 

13.  Mindestdauer einer Ehe bei 
Hinterbliebenenversorgung

In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) am 19.2.2019 entschie-
denen Fall enthielt der Arbeitsvertrag eines Arbeitnehmers eine Hin-

terbliebenenversorgung. Nach dieser Versorgungszusage entfi el die 
Witwenversorgung, wenn die Ehe im Zeitpunkt des Todes des Ver-
sorgungsberechtigten nicht mindes tens zehn Jahre bestanden hat. 
Die Ehe wurde 2011 geschlossen und 2015 verstarb der Ehemann.

Eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthaltene Versorgungs-
regelung, nach der die Hinterbliebenenversorgung entfällt, wenn im 
Zeitpunkt des Todes des Versorgungsberechtigten die Ehe nicht min-
destens zehn Jahre bestanden hat, benachteiligt den unmittelbar 
Versorgungsberechtigten unangemessen und ist daher unwirksam.

Orientiert sich eine Ausschlussklausel an willkürlich gegriffenen 
Zeitspannen ohne inneren Zusammenhang zum Arbeitsverhältnis 
und zum verfolgten Zweck, so ist eine unangemessene Benachtei-
ligung des Versorgungsberechtigten gegeben, weil der Zweck der 
Hinterbliebenenversorgung durch eine solche zehnjährige Mindeste-
hedauer gefährdet ist, führten die BAG-Richter in ihrer Begründung 
aus.

14.  Unwirksame Formulierung zur 
Erbeinsetzung im Testament 

In einem vom Oberlandesgericht Köln (OLG) entschiedenen Fall er-
richtete ein Ehepaar ein gemeinschaftliches privatschriftliches Te-
stament, das u. a. folgenden Inhalt hatte:

„Testament – Wir bestimmen gegenseitig, dass der Überlebende 
der Alleinerbe des Verstorbenen sein soll. Nach dem Tod des zuletzt 
verstorbenen Ehegatten soll derjenige, der den zuletzt verstorbenen 
Ehegatten begleitet und gepfl egt hat, der Alleinerbe sein.“ Der Mann 
verstarb vor seiner Ehefrau. Nach dem Tod der Ehefrau sahen sich ihr 
Bruder und auch der Bruder ihres bereits verstorbenen Ehemannes 
als Alleinerbe.

Das OLG entschied, dass die o. g. Formulierung im Testament nicht 
hinreichend bestimmt und daher keine eindeutige Einsetzung eines 
Erben enthält. Eine Person muss zwar nicht namentlich genannt 
sein. Erforderlich ist aber, dass die Person des Bedachten anhand 
des Inhalts der Verfügung, gegebenenfalls unter Berücksichtigung 
von außerhalb der Urkunde liegenden Umständen, zuverlässig fest-
gestellt werden kann.

Unbestimmt in diesem Sinne ist zunächst der Begriff der „Pfl ege“. 
Dies gilt sowohl für die Art der Pfl egeleistungen als auch für ih-
ren Umfang. Weiterhin lässt die Formulierung im Testament offen, 
über welchen Zeitraum die inhaltlich und umfänglich unbestimm-
ten Pfl egeleistungen erbracht werden sollten, um von einer Erbein-
setzung ausgehen zu können. Ferner kann der Begriff „Begleiten“ 
unterschiedlich ausgelegt werden; das „Begleiten“ als bloßes „sich 
kümmern“ oder im Zusammenhang mit dem Sterbevorgang.

Basiszinssatz: seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = –0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = –0,73 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014):  Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: 2019: März = 104,2; Februar = 103,8; Januar = 103,4
2015 = 100   2018: Dezember = 104,2; November = 104,2; Oktober = 104,9; September = 104,7  
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


